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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Januar 1959 

6 _ 60003 — 4090/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über Kostenstruktur- 
statistik (KoStrukStatG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 199. Sitzung am 28. November 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



Drucksache 770 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über Kostenstrukturstatistik (KoStrukStatG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

In der gewerblichen Wirtschaft sowie bei sonsti- 
gen Arbeitsstätten (mit Ausnahme der land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeitsstätten) werden begin- 
nend mit dem Jahre 1959 (1. Erhebungsjahr) jähr- 
lich Kostenstrukturerhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt. Die Erhebungen erstrecken sich 

1. im 1. Erhebungsjahr auf die Industrie (ein- 
schließlich Elektrizitäts-, Gas- und Wasserver- 
sorgung) und das Handwerk; 

2. im 2. Erhebungsjahr auf das Verkehrsgewerbe 
und die übrigen unter den Nummern 1, 3 
und 4 nicht genannten Arbeitsstätten; 

3. im 3. Erhebungsjahr auf den Großhandel (ein- 
schließlich Verlagswesen) sowie das Handels- 
vertreter- und Handelsmaklergewerbe; 

4. im 4. Erhebungsjahr auf den Einzelhandel so- 
wie das Gaststätten- und Beherbergungsge- 
werbe. 

In den folgenden Jahren wiederholen sich die 
Erhebungen bei den unter den Nummern 1 bis 4 
bezeichneten Bereichen in der gleichen Reihenfolge. 

§ 2 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann zum 
Zweck einer zeitlichen Anpassung der Kostenstruk- 
turerhebungen an andere statistische Erhebungen 
durch Rechtsverordnung die Reihenfolge der Erhe- 
bungen bei den vier in § 1 bezeichneten Bereichen 
abändern. 

§ 3 

(1) Die Kostenstrukturerhebungen nach § 1 er- 
fassen folgende Tatbestände: 

1. den Wert 

a) des steuerlichen und wirtschaftlichen 
Umsatzes, 

b) des Warenbestandes, 

c) der selbst erstellten Anlagen; 

2. den Wert des Wareneingangs; 

3. die Kosten, untergliedert nach Kosten- 
arten; 

4. die beschäftigten Personen. 

(2) Bei Gruppen von Unternehmen und sonstigen 
Arbeitsstätten, bei denen ihrer Art nach die unter 
Absatz 1 bezeichneten Tatbestände zur Beurteilung 


I des Kostengefüges nicht ausreichen, werden zusätz- 
I lieh Posten der Jahresbilanz (Anlagen, Außenstände, 
j Schulden) erfragt. 

(3) Außer den in Absatz 1 und Absatz 2 bezeich- 
neten Tatbeständen werden Angaben zur Kenn- 
zeichnung der Art der Unternehmen und sonstigen 
Arbeitsstätten erhoben, die zu einer zutreffenden 
Beurteilung der statistischen Zuordnung erforderlich 
sind. 

§ 4 

Die Angaben zu den in § 3 Abs. 1 und 2 bezeich- 
neten Tatbestände beziehen sich jeweils auf ein 
dem Erhebungsjahr vorangegangenes Kalenderjahr 
oder Geschäftsjahr. 

§ 5 

(1) Die Erteilung der Auskunft durch die Befrag- 
ten zu den Erhebungen nach § 1 ist freiwillig im 
Sinne des § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1314). 

(2) Die Erhebungen werden mit dem Ziel durch- 
geführt, von 5 vom Hundert der Gesamtzahl der 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und son- 
stigen Arbeitsstätten (§ 1) für die einzelnen Wirt- 
schaftszweige repräsentative Gesamtergebnisse zu 
erlangen. 

§ 6 

Die Kostenstrukturstatistik wird vom Statistischen 
Bundesamt durchgeführt. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 8 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 
27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) an. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

L Die Bedeutung der Kostenstrukturstatistik in 
betrieblicher und volkswirtschaftlicher Sicht 

Die amtliche Statistik im Bereich der Wirtschaft ist 
vornehmlich auf die statistische Messung der Lei- 
stungen (Produktion, Umsatz usw.) ausgerichtet. 
Statistiken, die den dafür erforderlichen Aufwand | 
und dessen strukturelle Entwicklung zum Gegen- 
stand haben, gehören bisher nicht zum festen Be- 
standteil der für die Beobachtung des Wirtschafts- 
ablaufs in größerem Rahmen durchgeführten amt- 
lichen Statistik. Der Grund dafür ist hauptsächlich 
darin zu sehen, daß sich der Wirtschaftsverlauf und 
das Marktgeschehen anhand der Leistungen ein- | 
facher ermitteln und schneller überschauen lassen 
als anhand von Statistiken über den Aufwand. Die 
Ansicht, daß damit aber nur Teilkenntnisse über die 
Zusammenhänge des Wirtschaftsablaufs vermittelt 
werden können und daß die traditionellen Unter- 
richtungen über Produktion und Umsatz einer Er- 
gänzung durch Kenntnisse über die Entwicklung der 
Kostenstruktur und der Kostenrelationen bedürfen, 
um z. B. Maßnahmen der Wirtschaftspolitik und 
deren Nebenwirkungen in einer hochtechnisierten 
und komplizierten Wirtschaft richtig erkennen und 
beurteilen zu können, besteht schon seit längerer 
Zeit sowohl bei der Verwaltung wie bei der Wirt- 
schaft. 

Neben der Kenntnis der Kosten- und Preisrelationen 
für die einzelnen Erzeugnisse gewinnt die Beob- 
achtung dieser Zusammenhänge im Rahmen von 
Wirtschaftszweigen und ganzen Wirtschaftsberei- 
chen auch in der Wirtschaft immer mehr an Bedeu- 
tung. Ein Überblick über die Kostenstruktur in grö- 
ßerem Zusammenhang der Wirtschaftszweige ver- 
mag den Unternehmen Anhaltspunkte über die Ent- 
wicklung der Wirtschaftlichkeit im ganzen und für 
die Bedeutung der einzelnen Kostenfaktoren in der 
Produktion in Ansehung der technischen Entwick- 
lung zu geben. Die eigenen Betriebsvergleiche der 
Wirtschaft, die vorzugsweise für kleinere homogene 
Erzeugnisgruppen aufgestellt werden, gewinnen an 
Bedeutung, wenn sich ihr Schema aufgrund von 
Kostenstrukturstatistiken in das Gesamtschema der 
Branche einfügen läßt. Insbesondere für die mittel- 
ständische gewerbliche Wirtschaft dürfte dabei die 
notwendige Klärung ihrer Situation erleichtert wer- 
den, da in diesem Bereich Schwierigkeiten in der 
Geschäftspolitik zum Teil von dem mangelnden 
Überblick über die Kostenstruktur herrühren. 
Gesteigerte Bedeutung ist diesen durch Kosten- 
strukturerhebungen zu vermittelnden Kenntnissen 
im Hinblick auf die Bildung wirtschaftspolitischer 
Zusammenschlüsse (Gemeinsamer Markt, Freihan- 
delszone) zuzumessen für eine zutreffende Beurtei- 
lung der Lage der deutschen Wirtschaftszweige im 
Vergleich zu denjenigen anderer Länder, die z. T. 
bereits über Unterlagen dieser Art verfügen. 


Für die Berechnung der Entstehung des Sozialpro- 
dukts und der dafür geleisteten Beiträge der ein- 
zelnen Wirtschaftsbereiche bilden Kostenstruktur- 
statistiken (in Verbindung mit den bestehenden 
Umsatzstatistiken) die wichtigste Grundlage. Die 
Beiträge der Wirtschaftsbereiche zum Sozialprodukt 
müssen durch Differenzbildung ermittelt werden, in- 
dem von den addierten Bruttoproduktionswerten 
(bzw. Gesamtleistungen) aller zu einem Wirtschafts- 
bereich gehörenden Unternehmen der Wert aller 
jener Waren und Dienstleistungen abgezogen wird, 

! die die Unternehmen des betreffenden Bereichs für 
i laufende Produktionszwecke von anderen Unterneh- 
men gekauft und im Berichtszeitraum verbraucht 
haben („Vorleistungen“ im Sinne der Sozialpro- 
duktsberechnung). Die verbleibende Differenz um- 
faßt die „Wertschöpfung" des Bereichs (Löhne und 
Gehälter einschließlich Sozialleistungen, Fremdkapi- 
talzinsen und Betriebsgewinn), die verbrauchsbe- 
dingten Abschreibungen und die indirekten Steuern. 
Diese drei Bestandteile werden in der Sozialpro- 
duktsberechnung getrennt ausgewiesen, da mit ihrer 
Hilfe die üblichen Sozialproduktsgrößen (Netto- 
sozialprodukt zu Faktorkosten oder Volkseinkom- 
men, Nettosozialprodukt zu Marktpreisen, Brutto- 
sozialprodukt zu Marktpreisen) gebildet werden. 

Aus der Summe der Beiträge der Wirtschafts- 
bereiche ergibt sich ein zusammengefaßtes Bild der 
Entstehung des Sozialprodukts im Produktions- 
prozeß. Die Berechnung führt nicht nur zu Angaben 
über die Höhe und Entwicklung des gesamten So- 
zialprodukts; sie zeigt vielmehr auch die Bedeutung 
der einzelnen Wirtschaftsbereiche im Rahmen des 
Ganzen und die Unterschiede in der Entwicklung 
dieser Bereiche. Sie bietet ferner gewisse Anhalts- 
punkte für Fragen der Einkommensverteilung. 

Sozialprodukts- bzw, Volkseinkommenszahlen und 
von ihnen abgeleitete Produktivitätsmeßziffern wer- 
den für viele Zwecke der staatlichen Wirtschafts-, 

I Finanz- und Sozialpolitik gebraucht, so z. B. für die 
laufende Beobachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung durch das Bundeswirtschaftsministe- 
rium, die Bundesbank usw., für die Beurteilung der 
Auswirkungen finanzpolitischer Maßnahmen auf den 
Wirtschaftsablauf und als Grundlage für Steuer- 
vorausschätzungen durch das Bundesfinanzmini- 
sterium, als gesetzlich festgelegte Unterlage 
für die Anpassung der Renten an die Ent- 
wicklung des Volkseinkommens usw. durch 
das Bundesarbeitsministerium und den Sozial- 
beirat, als Maßstab für einen Vergleich der 
Wirtschaftskraft der Bundesländer durch Bundes- 
iind Länderministerien usw. Auch die internationa- 
len Organisationen wie der Europäische Wirtschafts- 
rat (OEEC), die Montan-Union (EGKS) und neuer- 
dings die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) brauchen in starkem Maße Sozialprodukts- 
imd Produktivitätszahlen und auf ihnen aufgebaute 
Vorausschätzungen als Unterlage für einen Ver- 
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gleich der wirtschaftlichen Lage und der wirtschaft- 
lich Entwicklung ihrer Mitgliedsländer. 

IL Aufbau und Anlage 
der Kostenstrukturstatistik 

Für die Soizalproduktsberechnungen muß eine aus- 
reichende Zahl von laufenden Statistiken zur Ver- 
fügung stehen, um aktuelle, methodisch vergleich- 
bare und zuverlässige Ergebnisse zu erlangen. Auf 
die Bedeutung von Kostenstrukturerhebungen ist in 
diesem Zusammenhang bereits hingewiesen worden. 
Die erste und bisher einzige Kostenstrukturerhe- 
bung in der Nachkriegszeit (durchgeführt aufgrund 
des Volkszählungsgesetzes 1950, BGBL S. 335) hat 
Daten für 1950 erbracht. Der Wert der bisher ledig- 
lich durch Fortschreibung gewonnenen Ergebnisse 
ist inzwischen recht zweifelhaft geworden. Die 
Kostenrelationen können sich im Laufe der Zeit än- 
dern, weil sich die Zusammensetzung der Pro- 
duktion (des Sortiments usw.), die Produktions- 
methoden, der Kapitaleinsatz usw. ändern und weil 
sich die Preise für die einzelnen Kostenbestand- 
teile unterschiedlich entwickeln. Mit dem vorliegen- 
den Gesetzentwurf sollen Kostenstrukturerhebungen 
in regelmäßigem Turnus als dauernder Bestandteil 
der allgemeinen Wirtschaftsstatistik eingeführt wer- 
den. Die Erhebungen sollen, um die Wirtschaft so 
wenig wie möglich zu belasten, auf repräsentativer 
Grundlage in der Weise durchgeführt werden, daß 
der gleiche Bereich in der Regel nur alle 4 Jahre 
einmal befragt wird. Innerhalb der 4 Jahre sollen 
die Erhebungen in den Bereichen jeweils nachein- 
ander stattfinden, um eine gleichmäßige Arbeits- 
verteilung bei der erhebenden Steile zu erzielen 
und die Lieferung aktueller Ergebnisse zu ermög- 
lichen (§ 1). Der Gesetzentwurf sieht eine Ermächti- 
gung für den Bundesminister für Wirtschaft vor, die 
Reihenfolge der Erhebungen bei den einzelnen Be- 
reichen im Bedarfsfall durch Rechtsverordnung den 
technischen und sachlichen Erfordernissen anzupas- 
sen (§ 2). 

Die Kostenstrukturerhebungen erstrecken sich auf 
Nachweisungen über den Wert des steuerlichen und 
wirtschaftlichen Umsatzes, des Warenbestandes und 
der selbst erstellten Anlagen, über den Wert des 
Wareneingangs und über die Kosten, die nach 
Kostenarten untergliedert werden (§ 3 Abs. 1), also 
auf Angaben, die sich aus der Buchhaltung entneh- 
men lassen, sowie auf die beschäftigten Personen. 
In Bereichen, in denen es notwendig ist, Posten der 
Jahresbilanz zur Beurteilung der Kostenstruktur 
heranzuziehen, sollen auch diese erfragt werden 
(§ 3 Abs. 2). 

Die Kostenstrukturerhebungen sollen wie schon im 
Jahre 1950 nach dem Prinzip der Freiwilligkeit 
durchgeführt werden. Das lebhafte Interesse der 
Wirtschaft an den Kostenstrukturuntersuchungen 
läßt eine ausreichende Beteiligung erwarten, um 
den für notwendig gehaltenen Repräsentationsgrad 
von etwa 5 vom Hundert der Gesamtzahl der in 
§ 1 bezeichneten Unternehmen und sonstigen Ar- 
beitsstätten zu erreichen (§ 5). 

In Anbetracht der kleinen Zahl der jährlich anfal- 
lenden Erhebungsbogen und im Hinblick auf die 
Notwendigkeit einer einheitlichen Klärung von 


Zweifelsfragen, die wegen der Schwierigkeit der 
Materie und der Unterschiedlichkeit des betrieb- 
I liehen Rechnungswesens bei der Prüfung der Erhe- 
bungsbogen auftreten können, ist eine zentrale 
Durchführung der Kostenstrukturstatistik durch das 
, Statistische Bundesamt vorgesehen (§ 6). 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

In § 1 wird die Statistik angeordnet; dabei werden 
die Bereiche in ihrer fachlichen Abgrenzung und in 
der Reihenfolge festgelegt, in der die Kostenstruk- 
turerhebungen durchgeführt werden. Im Regelfall 
wird der jeweilige Bereich nur alle 4 Jahre zu den 
Erhebungen herangezogen. Die 4 Bereiche setzen 
sich so zusammen, daß von Jahr zu Jahr eine mög- 
lichst gleichmäßige Arbeitsverteilung bei der erhe- 
benden Stelle (§ 6) erzielt wird. 

Im ersten 4-Jahres-Turnus werden nur diejenigen 
Teile des Verkehrsgewerbes (§ 1 Nr. 2) zur Kosten- 
strukturstatistik herangezogen, die nicht durch die 
für 1959 vorgesehene besondere „Statistik der 
Kosten und Leistungen im Güterverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen, mit Binnenschiffen und mit Eisenbah- 
nen" erfaßt werden. 

Zu § 3 

In § 3 werden die durch die Kostenstrukturerhebun- 
! gen zu erfassenden statistischen Tatbestände in der 
i bei statistischen Gesetzen üblichen Weise im Rah- 
j men festgelegt. 

I Die Angaben über den steuerlichen Umsatz (§ 3 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) werden gebraucht, um 
die Ergebnisse der auf schmaler repräsentativer 
Basis beruhenden Kostenstrukturstatistiken mit 
Hilfe der jährlichen totalen Umsatzsteuerstatistiken 
i auf Gesamtergebnisse heraufschätzen zu können. 

i Die Angaben über den wirtschaftlichen Umsatz, 
über die Veränderungen der Bestände an eigenen 
Erzeugnissen und über die selbsterstellten Anlagen 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis c) dienen dazu, 
den Bruttoproduktionswert (bzw. die Gesamtlei- 
' stung) zu errechnen. Der wirtschaftliche Umsatz 
wird den Verhältnissen des jeweiligen Wirtschafts- 
bereichs entsprechend aufgegliedert, da sich hieraus 
wichtige Aufschlüsse für die Kostenstruktur erge- 
ben. 

Der Wareneingang (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) wird im allge- 
j meinen nur in den Bereichen erhoben, in denen der 
Materialverbrauch bzw. Wareneinsatz nicht direkt 
erfragt werden kann, sondern aus Wareneingang 
; und Veränderungen der Bestände an Rohstoffen 
^ usw. und Handelsware ermittelt werden muß. 

I 

I Die Kosten (§ 3 Abs. 1 Nr. 3) werden nach Kosten- 
I arten gegliedert, z. B. nach Stoffverbrauch und um- 
gesetzter Handelsware, Verbrauch von Brenn- und 
Treibstoffen, Energie u. dgl., Instandhaltungskosten, 
Mieten, Pachten, Personaikosten, Steuern (soweit sie 
Kosten sind), Abschreibungen usw. Wo es im Hin- 
blick auf den Verwendungszweck der Ergebnisse 
oder aus erhebungstechnischen Gründen (z. B. zum 
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Zwecke der Prüfung der Angaben) erforderlich ist, 
werden die aufgeführten Kostenarten noch weiter 
unterteilt, so z. B. die Personalkosten in Löhne, Ge- 
hälter, gesetzliche Sozialkosten, übrige Sozialkosten. 
Bei der Gliederung nach Kostenarten wird auf die 
Eigenart der Wirtschaftsbereiche und die Besonder- 
heiten des betrieblichen Rechnungswesens Rück- 
sicht genommen. 

Angaben über die beschäftigten Personen (§ 3 Abs. 1 
Nr. 4) werden zur Beurteilung der Personalkosten 
und für die Bildung wichtiger Beziehungszahlen 
(Produktivitätszahlen, Umsatz je Beschäftigten usw.) 
benötigt. 

Posten der Jahresbilanz (§ 3 Abs. 2), bei denen es 
sich im wesentlichen um Angaben über Anlagen, 
Außenstände und Schulden handelt, werden nur bei 
solchen Wirtschaftsbereichen erfragt, bei denen es 
für eine zutreffende Beurteilung der Kostenstruktur 
notwendig ist. 

Zu § 5 

Der Repräsentationsgrad von durchschnittlich 5 vom 
Hundert der Gesamtzahl aller in § 1 bezeichneten 


Unternehmen und sonstigen Arbeitsstätten ist je 
nach den sachlichen Erfordernissen in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen und Umsatzgrößenklassen un- 
terschiedlich. So müssen z. B. in Bereichen mit un- 
einheitlicher Kostenstruktur verhältnismäßig mehr 
Unternehmen erfaßt werden als in Bereichen mit 
überwiegend einheitlicher Kostengestaltung. Um die 
notwendige Zahl brauchbar beantworteter Frage- 
bogen zu erhalten — bei der Freiwilligkeit der Er- 
hebungen (§ 5 Abs. 2) und der unterschiedlichen 
Qualität des betrieblichen Rechnungswesens ist er- 
fahrungsgemäß mit größeren Ausfällen zu rech- 
nen — , soll im Bedarfsfall eine größere Zahl von 
Unternehmen (höchstens 15 vom Hundert der Ge- 
samtzahl) zur Teilnahme an der Erhebung aufgefor- 
dert werden. 


C. Kostenberechnung 

An neuen Ausgaben entstehen für die Kostenstruk- 
turstatistik nach Berechnung des Statistischen Bun- 
desamts einmalige Aufwendungen in Höhe von 
160 000 DM und laufende Aufwendungen in Höhe 
von jährlich 100 000 DM. Die Kosten trägt der Bund. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 28. November 1958 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 7. November 1958 — 6 — 60003 — 
4090/58 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 199. Sitzung am 28. November 1958 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Kostenstruktur- 
statistik (KoStrukStatG) 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. § 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„In der gewerblichen Wirtschaft sowie bei sonstigen Ar- 
beitsstätten (mit Ausnahme der land- und forstwirtschaft- 
lichen Arbeitsstätten) werden in den Jahren 1959 bis 1962 
j ährlich Kostenstrukturerhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt." 

2. § 1 letzter Satz ist zu streichen. 

Begründung zu 1. und 2. 

Es wird für zweckmäßig gehalten, die Kostenstrukturerhebung 
zunächst auf 4 Jahre zu beschränken und nach Ablauf dieser 
Zeit auf Grund der inzwischen gewonnenen Erfahrungen erneut 
zu prüfen, ob und in welchem Umfange weitere Erhebungen 
nötig sind. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Kaisen 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung des 
Bundesrates, daß es zweckmäßig sei, die Kosten- 
strukturerhebungen zunächst auf 4 Jahre zu be- 
schränken, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Die in regelmäßiger Wiederholung im vorgese- 
henen Turnus durchzuführenden Kostenstruktur- 
erhebungen bilden eine der wichtigsten Voraus- 
setzungen für eine fundierte Sozialproduktsbe- 
rechnung und für die Aufstellung und Fortschrei- 
bung volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, 
Da u. a. in verschiedenen Gesetzen Größen aus 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung als 
Maßstab für wiederkehrend zu treffende Rege- 
lungen ausdrücklich bestimmt sind (z. B. Volks- 
einkommen und gesamtwirtschaftliche Produkti- 
vität für die Rentenanpassung), ist auch die 
Durchführung der hierzu notwendigen Kosten- 
strukturerhebungen als eine Daueraufgabe des 
Statistischen Bundesamts anzusehen, die zeitlich 
nicht befristet werden kann. Solche auf lange 
Sicht benötigten Bundesstatistiken werden auch 
in der übrigen statistischen Gesetzgebung des 
Bundes üblicherweise ohne zeitliche Befristung 
angeordnet. 

2. Erfahrungen mit Kostenstrukturstatistiken sind 
bereits vor dem Kriege (im Handel und Hand- 
werk) und in der Nachkriegszeit durch die in der 
gesamten Wirtschaft auf Grund des Volkszäh- 
lungsgesetzes 1950 vom 27. Juli 1950 (BGBl. 
S. 335) durchgeführten Kostenstrukturerhebun- 
gen hinreichend gesammelt worden, so daß mit 


einer späteren Änderung des Gesetzes auf Grund 
neuerer Erfahrungen nicht gerechnet zu werden 
braucht. 

3. Für das mit der Durchführung der Kostenstruk- 
turstatistik zu betrauende Statistische Bundes- 
amt ist es wichtig, sich auf die Durchführung 
der Kostenstrukturerhebungen auf längere Sicht 
einrichten zu können, denn eine langfristige 
Festlegung des Arbeitsablaufs ist Voraussetzung 
für das Gelingen dieser verhältnismäßig schwie- 
rigen Erhebungen und für die Aufstellung zeit- 
naher Ergebnisse. 

4. Das eigene Interesse der Wirtschaft an diesen 
Erhebungen, auf das sich die Erwartung einer 
ausreichenden freiwilligen Beteiligung der Un- 
ternehmen in hohem Maße gründet, würde sich 
auch zweifellos herabmindern, wenn die durch 
die Erhebungen zu vermittelnde Kenntnis der 
Kostenstruktur der Wirtschaftszweige nur ein- 
malig und nicht periodisch in ihrer weiteren 
Entwicklung zeitnah beobachtet werden könnte, 
da sich gerade aus der Möglichkeit einer Beob- 
achtung der Veränderungen in den Kosten- 
relationen und der Analyse ihrer Ursachen der 
besondere Wert dieser Statistik ergibt. 

5. Wenn von der Einführung der Kostenstruktur- 
statistik als Daueraufgabe des Bundes ausgegan- 
gen wird, würde es eine unnötige Belastung der 
gesetzgebenden Körperschaften bedeuten, wenn 
das Gesetz über die Kostenstrukturstatistik alle 
4 Jahre erneut eingebracht werden müßte. 
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